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Zur Kritik des
Entwicklungs-

diskurses

E s erscheint uns heute nahezu unsinnig,
abzustreiten, dass es ,Entwicklung‘ gibt,

oder das Konzept als bedeutungslos zu ver-
werfen, gerade so wie
es im 19. Jahrhundert
schlichtweg unmög-
lich gewesen sein
muss, das Konzept
,Zivilisation‘ abzuleh-
nen oder im zwölften
Jahrhundert das Kon-
zept ,Gott‘.“ 1 Der

Entwicklungsdiskurs der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts lässt sich anknüpfend an die
Post-Development-Kritik in seiner hegemo-
nialen Ausprägung als eurozentrisch, entpoli-
tisierend und autoritär kritisieren. Seit der
Krise der Entwicklungstheorie in den 1980er
Jahren ist jedoch eine Transformation des
Entwicklungsdiskurses feststellbar, die einige
der Kritikpunkte aufgreift, sich jedoch auch
von der Vision globaler sozialer Gleichheit
verabschiedet hat.

Als Beginn des Entwicklungsdiskurses
wird oftmals die zweite Antrittsrede von US-
Präsident Harry S. Truman im Jahr 1949 ge-
nannt, in der er versprach, den Menschen in
den „unterentwickelten Gebieten“ durch Ka-
pitalinvestitionen und technischen Fortschritt
zu einem besseren Leben zu verhelfen. Na-
türlich ist das Konzept der Entwicklung weit
älter und lässt sich über den Colonial Deve-
lopment Act aus dem Jahr 1929 über Comte
und die Saint-Simonisten bis hin zu Herder
und Kant und sogar bis in die griechische An-
tike zurückverfolgen. Doch politisch wirk-
mächtig wurde das Konzept erst nach dem
Zweiten Weltkrieg, im Kontext des Kalten
Krieges und der Dekolonisierung – und den
sich daraus ergebenden geopolitischen und
außenwirtschaftlichen Interessen der USA
und ihrer Verbündeten. 2

Wenn an dieser Stelle von einem Diskurs
der „Entwicklung“ die Rede ist, so ist damit
eine Struktur in der Art und Weise, über
einen Gegenstand zu sprechen, gemeint.
Diese Struktur ist mit gesellschaftlichen
Machtverhältnissen verflochten. Sie ver-
knüpft bestimmte Begriffe mit bestimmten
Inhalten und Assoziationen und stellt be-
stimmte Aussagen und Argumentationsmus-
ter zur Verfügung. Auf diese Weise konstru-
iert sie die soziale Wirklichkeit und, über
entsprechende Wertvorstellungen und Bilder
vom Eigenen und Fremden, auch unsere
Identitäten. Die Regelhaftigkeit des Diskur-
ses wird jedoch nicht nur auf der inhaltli-
chen Ebene sichtbar, sondern auf einer ab-
strakteren Ebene auch darin, wie bestimmte
Gegenstände und Begriffe gebildet werden. 3

Inhaltlich bezieht sich der hier themati-
sierte Diskurs auf Prozesse sozialen Wandels
und Interventionen zu seinen Gunsten in
nichtindustrialisierten Gesellschaften. Sicher-
lich ist der Entwicklungsdiskurs ein durchaus
heterogenes Phänomen, doch die tiefgreifen-
den (und durchaus relevanten) theoretischen
und politischen Differenzen (so zwischen
Modernisierungs- und Dependenztheorien)
sollten nicht darüber hinwegtäuschen, dass es
hinsichtlich der Problemdefinition und der
Ziele und auch hinsichtlich anderer Annah-
men einen weitgehenden (wenn auch nicht
vollständigen) Konsens in der entwicklungs-
theoretischen und -politischen Debatte gab. 4

Dies gilt jedoch allenfalls bis zur Krise der
Entwicklungstheorie in den 1980er Jahren.
Seither ist eine Reihe von neuen Konzepten
aufgetaucht, die einige der gemeinsamen An-
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1 James Ferguson, The Anti-Politics Machine. „De-
velopment“, Depoliticization and Bureaucratic Power
in Lesotho, Minneapolis 1994, S. xiii.
2 Zur Geschichte des Entwicklungsdiskurses siehe
Reinhart Kößler, Entwicklung, Münster 1998; Michael
Cowen/Robert Shenton, Doctrines of Development,
London 1996; Aram Ziai, Entwicklung als Ideologie?
Das klassische Entwicklungsparadigma und die Post-
Development Kritik, Hamburg 2004.
3 So ist beispielsweise im Rahmen des Entwicklungs-
diskurses zu beobachten, dass Begriffe oftmals als Ab-
normalitäten, als defizitäre Abweichungen von einer
Norm gebildet werden: unter-entwickelt, An-Alpha-
beten, Mangel-Ernährung, Arbeits-losigkeit, usw.; vgl.
auch Arturo Escobar, Encountering Development. The
Making and Unmaking of the Third World, Princeton
1995, S. 41.
4 Vgl. A. Ziai und R. Kößler (beide Anm. 2).
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nahmen in Frage stellen und es erlauben, von
einer Transformation des Entwicklungsdis-
kurses zu sprechen. Im Rahmen dieser Krise
bildete sich unter dem Namen „Post-Deve-
lopment“ auch ein neuer Ansatz heraus, der
den Entwicklungsdiskurs fundamental in
Frage stellt, also nicht zu einer verbesserten
Entwicklungstheorie und -praxis beitragen
will, sondern ihre Abschaffung fordert. 5 Die
Radikalität und zum Teil überspitzte und
pauschale Artikulation dieser Kritik haben
vehementen Widerspruch hervorgerufen,
dennoch sind einige ihrer zentralen Thesen
durchaus plausibel.

Konstrukt „Entwicklung“
ist eurozentrisch

Der Entwicklungsdiskurs geht in der Regel
von nationalstaatlich abgegrenzten Gesell-
schaften aus (Wallerstein und ähnliche An-
sätze bilden hier eine partielle Ausnahme), die
sich in „entwickelte“ und „unterentwickelte“
einteilen lassen (teilweise werden letztere
auch als „Entwicklungs-“ oder „sich entwi-
ckelnde“ Länder bezeichnet). Diese Zweitei-
lung geht von einer universellen Entwick-
lungsskala aus und begreift die historischen
Prozesse sozialen Wandels in Westeuropa und
Nordamerika (und Japan) als menschheitsge-
schichtlichen Fortschritt. „Entwicklung“ ist
hierbei normativ positiv konnotiert.

Diese Denkfigur konzipiert andere Gesell-
schaften als rückständige Vorstufen der eige-
nen und impliziert eine Fortsetzung kolonia-
len Überlegenheitsdenkens. Henning Melber
spricht hierbei von einer „Verzeitlichung des
räumlichen Nebeneinander“, Ashis Nandy
analog von einer „Umwandlung geokulturel-
ler Differenzen in historische Stadien“. 6 Die

eigene Gesellschaft dient als ideale historische
Norm, andere Gesellschaften werden anhand
dieser Norm als defizitär identifiziert.
Gleichzeitig mit dieser Diagnose wird die
Therapie impliziert: diese Gesellschaften
müssen moderner, produktiver, säkularer, de-
mokratischer, werden – mit anderen Worten:
so wie unsere eigene Gesellschaft.

Hier sind deutliche Kontinuitäten zum kolo-
nialen Diskurs erkennbar: Das Projekt der „Zi-
vilisierung der Unzivilisierten“ wurde in der
Nachkriegszeit abgelöst durch das der „Ent-
wicklung der Unterentwickelten“. 7 Stuart Hall
macht darauf aufmerksam, dass die Herausbil-
dung einer westlichen, modernen Identität auf
die Abgrenzung von einem rückständigen An-
deren angewiesen war. 8 Das aus der Denkfigur
im Entwicklungsdiskurs abgeleitete Grundmu-
ster lässt sich vereinfacht auf den folgenden
Nenner bringen: Der Süden hat Probleme
(„Unterentwicklung“: Mangel an Kapital,
Technologie usw.), der Norden die Lösung
(„Entwicklung“: Investitionen, Experten usw.).

Aber, so mag man einwenden, steckt in die-
ser Denkfigur nicht ein wahrer Kern? Sind
nicht in einigen Ländern Ostasiens die Pro-
zesse sozialen Wandels, die historisch in
Westeuropa und Nordamerika stattfanden,
erfolgreich nachgeahmt worden? Und kann
man nicht mit Fug und Recht den Standpunkt
vertreten, dass die Menschen in diesen Län-
dern einen höheren Lebensstandard genießen
als in Subsahara-Afrika, und dass daher das
Vorantreiben dieser Prozesse – auch im Sinne
einer Orientierung am westlichen Vorbild –
z. B. im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit ein ethisch durchaus hochwertiges
Unterfangen ist? Als Kronzeugen für eine
solche Position heranführen ließen sich Ul-
rich Menzel und Wolfgang Zapf. 9

5 Vgl. Wolfgang Sachs (Hrsg.), Wie im Westen so auf
Erden. Ein polemisches Handbuch zur Entwicklungs-
politik, Reinbek 1993; Gustavo Esteva, FIESTA – jen-
seits von Entwicklung, Hilfe und Politik, Frankfurt/M.
19952; A. Escobar (Anm. 3); Majid Rahnema/Victoria
Bawtree (eds.), The Post-Development Reader, Lon-
don 1997. Zur Kritik siehe Stuart Corbridge, Beneath
the Pavement only Soil: The Poverty of Post-Deve-
lopment, in: Journal of Development Studies, 34
(1998), S. 138–148; Ray Kiely, The Last Refuge of the
Noble Savage? A critical assessment of Post-Deve-
lopment Theory, in: The European Journal of Deve-
lopment Research, 11 (1999), S. 30–55.
6 Henning Melber, Der Weißheit letzter Schluß. Ras-
sismus und kolonialer Blick, Frankfurt/M. 1992, S. 32;

Ashis Nandy, Traditions, Tyranny, and Utopias. Essays
in the Politics of Awareness, Delhi 1992, S. 146.
7 Vgl. Uma Kothari, From colonial administration to
development studies: a postcolonial critique of the
history of development studies, in: dies. (ed.), A radical
history of development studies. Individuals, institu-
tions and ideologies, London 2005, S. 47–66.
8 Vgl. Stuart Hall, Der Westen und der Rest: Diskurs
und Macht, in: ders. (Hrsg.), Rassismus und kulturelle
Identität, Hamburg 1994, S. 137–179.
9 Vgl. Ulrich Menzel, 40 Jahre Entwicklungsstrategie
= 40 Jahre Wachstumsstrategie, in: Dieter Nohlen/
Franz Nuscheler, Handbuch Dritte Welt. Band 1:
Grundprobleme, Theorien, Strategien, Bonn 1993,
S. 131–155, bes. S. 132; Wolfgang Zapf, Entwicklung
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Dem sind folgende Punkte entgegenzuhal-
ten: Erstens sind die erwähnten Prozesse so-
zialen Wandels unter spezifischen histori-
schen Umständen zustande gekommen, die
sich nicht ohne weiteres auf andere Länder
mit anderen Voraussetzungen und in einer
anderen weltwirtschaftlichen Konstellation
verallgemeinern lassen. (Ein plausibler
Grundgedanke der Weltsystemtheorie ist,
dass, auch wenn manche Länder aus der Peri-
pherie in die Semi-Peripherie oder ins Zen-
trum aufsteigen, dies jedoch niemals für alle
Länder möglich sein wird.) Davon abgesehen
lässt die ökologische Bilanz der Industriege-
sellschaften ihren angenommenen Vorbild-
charakter als überaus fragwürdig erscheinen:
Das westliche Gesellschaftsmodell ist aus die-
ser Perspektive nicht verallgemeinerbar.

Doch nicht nur die Frage der Möglichkeit
einer solchen Universalisierung, auch die der
Wünschbarkeit steht zur Debatte. Die Annah-
me, dass die „entwickelten“ Industriegesell-
schaften anderen überlegen sind, beruht auf
bestimmten Indikatoren wie Bruttoinlands-
produkt und Pro-Kopf-Einkommen (PKE)
(die hinsichtlich eines „guten Lebens“ nur sehr
begrenzt aussagefähig sind), seit einiger Zeit
(imRahmen desHuman-Development-Index)
auch auf Lebenserwartung und Schulbildung.
Nun sind aber durchaus andere Kriterien einer
„guten Gesellschaft“ denkbar: Wie steht es mit
sozialer Gleichheit, sozialem Zusammenhalt
und Selbstmordraten, Gastfreundschaft und
Rassismus, Sexismus, dem Umgang mit Alten
oder Behinderten? Wie mit dem Ressourcen-
verbrauch und dem Verhältnis zur Natur? Ist
für die vorherrschende Lebensweise die In-
strumentalisierung anderer Gesellschaften im
Rahmen einer neokolonialen Arbeitsteilung
notwendig? Auf der Grundlage dieser Indika-
toren fiele eine Aufrechterhaltung des Überle-
genheitsanspruchs „entwickelter“ Gesellschaf-
ten schwerer. Entscheiden sollten jedoch gene-
rell die Betroffenen.

Konstrukt „Entwicklung“
ist entpolitisierend

Die Statistiken des World Development Re-
portweisen jedem Land auf der Grundlage des

PKE einen Rang auf der universellen Ent-
wicklungsskala zu. Dadurch wird suggeriert,
das Land habe einen gewissen „Entwicklungs-
stand“ erreicht, der etwas überWohlstand und
Lebensqualität der Bevölkerung aussagt. So-
ziale Ungleichheit und die Unterschiede im
Lebensstandard zwischen Villenviertel und
Favela bleiben in dieser Darstellung durch die
Wahl von Analyseebene und Durchschnitts-
werten außen vor – da hilft es wenig, wenn
unter ferner liefen auch noch der Gini-Koeffi-
zient (ein statistisches Maß zur Bestimmung
von Einkommensverteilung) erwähnt wird.

„Entwicklung“ erscheint als etwas, was der
ganzen Gesellschaft zugute kommt. Damit
hängt zusammen, dass im Entwicklungsdis-
kurs in seiner dominanten Ausprägung so-
ziale Probleme in den entsprechenden Län-
dern grundsätzlich als „Entwicklungsproble-
me“ konzipiert werden, also als Probleme,
die mit einem Mangel an Kapital, Technolo-
gie, Know-how, Produktivität, Wissen oder
Institutionen zusammenhängen und durch
Projekte, Politiken oder Programme der
„Entwicklung“ behoben werden können.
Entwicklungspolitische Maßnahmen dienen
in dieser Sichtweise der Verbesserung des Le-
bensstandards der Menschen in diesem Land
und somit dem Allgemeinwohl. Diese Sicht-
weise erlaubt es Entwicklungsorganisationen,
sich als unpolitisch zu verstehen.

Eine alternative Sichtweise, die die entspre-
chenden Probleme als Konsequenz von
Machtasymmetrien, Verteilungskonflikten
und politischen Entscheidungen konzipiert
und die entsprechenden Interventionen als
Eingriff in diese Konflikte, wird im Diskurs
der Entwicklungsinstitutionen marginalisiert
oder gar ausgeschlossen. Und zwar aus struk-
turellen Gründen, die der Anthropologe
James Ferguson wie folgt beschreibt: „Eine
akademische Analyse ist für eine ,Entwick-
lungs‘institution nutzlos, sofern sie ihr nicht
eine Möglichkeit bietet, sich einzuklinken,
einen Freibrief ausstellt für genau jene Inter-
vention, die ihrem Zweck entspricht. (. . .)
Eine Analyse, die beinhaltet, dass die Ursa-
chen der Armut (. . .) politisch und strukturell
sind (nicht technisch und geographisch), dass
die Regierung einen Teil des Problems dar-
stellt (und kein neutrales Mittel zu seiner Lö-
sung), und dass ernsthafte Veränderungen nur
durch revolutionäre gesellschaftliche Trans-
formationen (. . .) zu erwarten wären, hat kei-

als Modernisierung, in: Manfred Schulz (Hrsg.), Ent-
wicklung. Die Perspektive der Entwicklungssozio-
logie, Opladen 1997, S. 31–45, S. bes. 31 und S. 34.
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nen Platz im ,Entwicklungs‘diskurs, einfach
weil ,Entwicklungs‘institutionen nicht dazu
da sind, revolutionäre Kämpfe voranzutrei-
ben. (. . .) Dadurch, dass er Armut konse-
quent auf ein technisches Problem reduziert,
und dass er dem Leiden machtloser und un-
terdrückter Menschen mit dem Versprechen
auf technische Lösungen begegnet, ist der he-
gemoniale Diskurs der ,Entwicklung‘ das
zentrale Instrument der Entpolitisierung der
Armutsfrage in der heutigen Welt.“ 10

Aufgrund institutioneller Interessen ten-
diert der Entwicklungsdiskurs demnach zu
einer unpolitischen, technokratischen Kon-
struktion der gesellschaftlichen Probleme und
entsprechenden Lösungsvorschläge, selbst in
Situationen, wo diese wenig überzeugend
scheinen. Organisationen, die „Entwicklung“
vorantreiben (verstanden als eine allen Mit-
gliedern der Gesellschaft zugute kommende
Veränderung), werden von Geldgebern und
der betroffenen Regierung völlig anders be-
trachtet und behandelt als Organisationen, die
in gesellschaftlichen Konflikten Partei für die
weniger privilegierten Teile der Bevölkerung
ergreifen und Probleme nicht in einemMangel
an „Entwicklung“, sondern in gesellschaftli-
chenMachtverhältnissen verorten.

Die Einbeziehung letzterer, die Auseinan-
dersetzung mit unterschiedlichen Interessen
einzelner Bevölkerungsgruppen (differenziert
nach Geschlecht, Schicht, Wohnort, Tätigkeit,
politischer Gesinnung usw.) und den damit
verbundenen Konflikten ist jedoch unabding-
bar für eine plausible Analyse, die die Grund-
lage für entsprechendes politisches Handeln
darstellt. Eine solche wird durch die Mecha-
nismen des Entwicklungsdiskurses erschwert.

Konstrukt „Entwicklung“
ist autoritär

Eine Äußerung im Entwicklungsdiskurs im-
pliziert die Subjektposition einer Person, die
weiß, was „Entwicklung“ ist und wie man sie
erreicht. Äußerungen, die dieses Wissen nicht
in Anspruch nehmen, werden nicht als dem
Entwicklungsdiskurs zugehörig wahrgenom-
men. Wenn wir jedoch davon ausgehen, dass
es unterschiedliche Vorstellungen über das
Ziel einer guten Gesellschaft und den Weg

dorthin gibt, dann bedeutet dies automatisch
die Verallgemeinerung einer partikularen Vor-
stellung und die Unterordnung anderer.
Dann impliziert „Entwicklung“ ein Exper-
tenwissen über die Defizite der Lebensweisen
von „unterentwickelten“ Menschen und die
zu ihrer Veränderung notwendigen Maßnah-
men – und somit ein autoritäres Element.

Während der oben erwähnte Eurozentris-
mus eine Erbschaft des evolutionistischen
Denkens des 19. Jahrhunderts ist, kann dieses
autoritäre Element in höherem Maße dem an-
deren ideengeschichtlichen Vorläufer des Ent-
wicklungsdiskurses zugeordnet werden: dem
sozialtechnologischenKonzept der Treuhand-
schaft, das in den Schriften der Saint-Simoni-
sten Verbreitung gefunden hat. 11 Es sieht vor,
dass eine bestimmte soziale Gruppe durch ihr
überlegenes Wissen dazu legitimiert ist, Maß-
nahmen zur Verbesserung der Gesellschaft zu
konzipieren und in die Tat umzusetzen.

Mit der Dekolonisierung und dem Über-
gang vom kolonialen zum Entwicklungsdis-
kurs ist die Treuhandschaft im Hinblick auf
die Gesellschaften des Südens von den Kolo-
nialmächten weitgehend auf die entsprechen-
den nationalen Eliten übertragen worden. Sie
konnten in der Folgezeit auf der Grundlage
dieser Legitimation sozialtechnologische
Maßnahmen im Namen der „Entwicklung“
und so des Allgemeinwohls auch gegen den
Willen der von diesen Maßnahmen Betroffe-
nen durchsetzen.

So sind beispielsweise allein in Indien
durch Staudammprojekte (laut Nehru die
„Tempel des neuen Indien“) nach unveröf-
fentlichten Schätzungen der Regierung bis zu
40 Millionen Menschen vertrieben und ihrer
Existenzgrundlage beraubt worden, überwie-
gend handelte es sich dabei um Adivasi (Ur-
einwohner) oder Dalits (Unberührbare). 12
Als 1999 in Bonn Demonstrierende unter
dem Slogan „Keine Menschenopfer für Ent-
wicklung“ gegen die geplante Erweiterung
des Sardar Sarovar Staudamms protestierten
und der indischen Botschaft eine Unterschrif-
tenliste übergaben, hielt ihnen ein hochrangi-
ger Mitarbeiter entgegen: „Sie wollen also,
dass unser Land unterentwickelt bleibt!“

10 J. Ferguson (Anm. 1), S. 69, S. 256.

11 Vgl. M. Cowen/R. Shenton (Anm. 2).
12 Vgl. Arundhati Roy, Die Politik der Macht, Mün-
chen 2002, S. 36–38.
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Ähnliche Legitimationsmechanismen wa-
ren in Indien schon bei den Kampagnen zur
Schutzimpfung gegen Pocken zur Hand,
über die berichtet wird, dass sich widerset-
zenden Dorfbewohnerinnen und -bewoh-
nern die Spritzen auch mit Gewalt injiziert
wurden. 13 Auch in zahlreichen anderen
„Entwicklungsstaaten“ sind ähnliche Bei-
spiele anzutreffen. So wurde in manchen
Bezirken Tansanias in den 1960er Jahren die
Weigerung, an Entwicklungsprojekten teil-
zunehmen, mit Stockhieben bestraft. 14 Die
autoritäre Durchsetzung des Allgemein-
wohls beziehungsweise dessen, was so de-
klariert wurde, fand regelmäßig im Namen
der „nationalen Entwicklung“ statt. Diese
Gewalt, so die hier vertretene These, war
im vorherrschenden Entwicklungsdiskurs
angelegt.

Transformation des
Entwicklungsdiskurses

Von dem eher kleineren Teil der etablierten
Entwicklungstheorie und -politik, der sich
ernsthaft mit diesen Vorwürfen auseinander-
setzte, wird in der Regel damit begegnet, dass
die Entwicklungszusammenarbeit aus ihren
Fehlern gelernt habe und die Vorwürfe daher
nicht mehr ganz zeitgemäß seien. Richtig ist,
dass sich insbesondere seit den 1980er Jahren
zahlreiche konzeptionelle Neuerungen finden
lassen, die zu einer Transformation des Ent-
wicklungsdiskurses geführt haben. Diese ist
weder einheitlich noch abgeschlossen und
kann an dieser Stelle auch nur grob skizziert
werden. 15

Diese konzeptionellen Neuerungen sind
in der entwicklungspolitischen Debatte auf-
findbar in Begriffen wie nachhaltige Ent-
wicklung, Strukturanpassung und Welt-
marktintegration, good governance, Zivil-

gesellschaft und Partizipation, global
governance, ebenso in der Betonung von
ownership. Der mit den Millenniumsent-
wicklungszielen (MEZ) einhergehende
Fokus auf Armutsbekämpfung hingegen ist
keineswegs neu, sondern spätestens seit der
Nairobi-Rede des damaligen Weltbankpräsi-
denten Robert McNamara im Jahr 1973 alt-
bekannt, nur der Stellenwert marktwirt-
schaftlicher Lösungen ist in diesem Zusam-
menhang deutlich gewachsen, und der von
Jeffrey Sachs 16 geforderte „Big Push“ erin-
nert deutlich an Wachstumskonzepte aus
den 1960er Jahren. Hier bleiben die Regeln
des Entwicklungsdiskurses unverändert.

Anders verhält es sich mit den seit den
1980er Jahren artikulierten Forderungen,
Abschied zu nehmen von der illusionären
Zielsetzung, die „unterentwickelten Gebie-
te“ zu „entwickelten“ zu machen, die „aid
industry“ abzuwickeln und unter Umge-
hung der pauschal als korrupt etikettierten
Regierungen allenfalls noch globale Sozial-
oder Nothilfe zu leisten. 17 Hier wird das in
der Nachkriegszeit zentrale Motiv des „Ent-
wicklungsversprechens“ aufgegeben. Ebenso
finden sich Reminiszenzen an das Motiv,
die Menschen im Süden seien nicht in der
Lage, sich selbst zu regieren, zumindest
nicht auf eine vernünftige und verantwortli-
che Art und Weise.

Diese sind auch im Diskurs über good go-
vernance feststellbar, der, im Anschluss an die
weitgehend ausbleibenden Erfolge der Struk-
turanpassung und das Ende des Kalten Krie-
ges, die Regierungsführung in Peripherie-
staaten thematisierte und die Abkehr vom
kritisierten „Entwicklungsstaat“ auf der poli-
tischen Ebene flankierte. 18

Am konsequentesten vertreten wird das
Motiv des regierungsunfähigen Südens in der
Forderung nach einer „Treuhandschaft“ der
westlichen Demokratien in Form von Protek-

13 Vgl. Frédérique Apffel-Marglin, Smallpox in Two
Systems of Knowledge, in: dies./Stephen Marglin
(eds.), Dominating Knowledge: Development, Culture
and Resistance, Oxford 1990, S. 102–144, hier S. 119.
14 Vgl. David Potter, The Power of Colonial States, in
Tim Allen/Alan Thomas (eds.), Poverty and Deve-
lopment into the 21st Century, Oxford 2000, S. 271–
288, hier S. 287.
15 Für eine ausführlichere Darstellung siehe Institute
of Development Studies (ed.), The new dynamics of
aid: power, procedures and relationships, Policy Brief-
ing, Nr. 15, Sussex 2001.

16 Vgl. Jeffrey Sachs, Das Ende der Armut, Bonn 2006.
17 Vgl. GunnarMyrdal, Relief instead of Development
Aid, in: Intereconomics, 2 (1981), S. 86–89. Für den
deutschsprachigen Raum einflussreich war Ulrich
Menzel, Das Ende der Dritten Welt und das Scheitern
der großen Theorie, Frankfurt/M. 1992.
18 Vgl. Rita Abrahamsen, Disciplining Democracy.
Development Discourse and Good Governance in
Africa, London 2000.
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toraten. 19 Hierbei wird jedoch auf den kolo-
nialen Diskurs zurückgegriffen, da die zentrale
Innovation des Entwicklungsdiskurses, nach
der die Menschen in Afrika, Asien und Latein-
amerika keineswegs unmündig, sondern
durchaus in der Lage seien, sich selbst zu regie-
ren, rückgängig gemacht wird.

Eine weniger rückwärts gewandte Neue-
rung findet sich im Konzept der nachhalti-
gen Entwicklung. Wenn man die ihm zu-
grunde liegende Erkenntnis ernst nimmt,
nämlich die, dass das Gesellschaftsmodell
der Industrieländer aus ökologischen Grün-
den weder dauerhaft aufrechtzuerhalten
noch verallgemeinerbar ist, muss man sich
verabschieden von der Vorstellung eines wie
auch immer gearteten Vorbildcharakters die-
ser Länder. Dann sind die „entwickelten“
Staaten keinesfalls die vollendeten, erstre-
benswerten Endstadien eines Prozesses der
wünschenswerten Gesellschaftsveränderung,
sondern eher bedauerliche „Fehlentwicklun-
gen“. In diesem Zusammenhang wird der
im Entwicklungsdiskurs grundlegende Dua-
lismus zwischen „entwickelten“ und „noch
zu entwickelnden“ Ländern aufgehoben,
und auch die ersteren geraten in den Fokus
von gesellschaftlichen Problemanalysen und
damit zusammenhängenden notwendigen
Interventionen. Oftmals werden jedoch
auch hier die Problemlösungskompetenz im
Norden verortet und der Fokus auf techni-
sche und marktorientierte statt auf politi-
sche und in den Markt eingreifende Lösun-
gen gerichtet.

Gleichermaßen geraten bei einer konse-
quenten Auslegung Konzepte, wie Partizi-
pation, ownership und empowerment, die
ihren Ursprung in einer Kritik der „top-
down“ geprägten Entscheidungsprozesse in
der Entwicklungszusammenarbeit haben, in
Widerspruch zu grundlegenden Formations-
regeln des Entwicklungsdiskurses. Wenn sie
nämlich tatsächlich auf die Selbstbestim-
mung und Problemlösungskompetenz der
Betroffenen sowie auf eine Veränderung
von Machtverhältnissen abzielen, negieren
sie sowohl das mit dem Prinzip der Treu-
handschaft verbundene Expertenwissen als
auch den Fokus auf technokratische Lösun-
gen. Konzepte wie Partizipation und Nach-

haltigkeit haben zwar Eingang in das ent-
wicklungspolitische Establishment gefunden,
doch selbst in dieser vermeintlich harmlosen
Gestalt sorgen sie für eklatante Inkohären-
zen und Widersprüche. 20

Eine weitere zentrale Transformation wird
sichtbar in der bereits erwähnten Abkehr
vom „Entwicklungsstaat“ und staatlichen
Eingriffen in den Marktmechanismus bei
gleichzeitiger Betonung der Weltmarktinte-
gration. Diese widerspricht nicht nur Kon-
zepten wie self-reliance und Importsubstitu-
tion, sondern einem ganz grundlegenden
Prinzip, das sich aus dem Entwicklungsdis-
kurs ergibt: dass die „Entwicklung“ der „we-
niger entwickelten“ Länder entsprechende
Interventionen erfordert. Diese Interventio-
nen, seien es die Ausgleichsfonds der ersten
Lomé-Abkommen, das Special and Differen-
tial Treatment im GATT oder schlicht die
Finanztransfers im Rahmen der „Entwick-
lungshilfe“, sind nämlich nichts anderes als
Eingriffe in den Marktmechanismus zuguns-
ten schwächerer Akteure, die nach marktli-
beraler Sichtweise zu Preisverzerrungen und
Ineffizienzen führen und daher abzuschaffen
sind.

Tatsächlich sind die entsprechenden Rege-
lungen in den 1980er und 1990er Jahren
Schritt für Schritt abgebaut worden, und die
konsequenteren Marktliberalen fordern
(ebenso wie einige Post-Development-Vertre-
terinnen und -Vertreter) die vollständige Ein-
stellung von „Entwicklungshilfe“. 21 Der Dis-
kurs der neoliberalen Globalisierung negiert
den Dualismus des Entwicklungsdiskurses,
für ihn gibt es nur die Anpassung an den
„Sachzwang Weltmarkt“ und den globalen
Wettbewerb – im Norden wie im Süden.

Gerade hier wird deutlich, dass im Ent-
wicklungsdiskurs auch ein progressives Ele-
ment enthalten war, das verlorenzugehen
droht. Auf dieses Element verweist auch Fre-
derick Cooper: „Genauso wie der Universa-
lismus des Entwicklungsdiskurses als die Ok-
troyierung eines europäischen Partikularis-

19 Vgl. Richard Cooper, The new liberal imperialism,
in: The Observer vom 7. 4. 2002.

20 Dies ist nicht nur das Ergebnis der empirischen
Untersuchung in A. Ziai (Anm. 2), sondern wird auch
in den auf ownership und Partizipation beruhenden,
dennoch oft geberdominierten Poverty Reduction
Strategy Papers der Weltbank deutlich.
21 Jüngste Beispiele sind Dembisa Moyo und James
Shikwati.
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mus von außen gelesen werden kann, kann er
auch (. . .) als Zurückweisung der grundlegen-
den Prämissen kolonialer Herrschaft gelesen
werden, als überzeugte Einforderung der
Menschen aller ,Rassen‘, an der globalen Poli-
tik teilzuhaben und einen global definierten
Lebensstandard zu beanspruchen.“ 22

Die Vision von der „Entwicklung der Un-
terentwickelten“ war ohne Zweifel eurozen-
trisch und technokratisch, aber sie implizierte
die Vorstellung, soziale Gleichheit auf globa-
ler Ebene herzustellen, und zwar auch durch
politische Steuerung des Weltmarkts, und er-
öffnete so Möglichkeiten einer potenziell
progressiven Aneignung durch Akteure aus
dem Süden. Von dieser Vision, so scheint es,
haben sich die Geberstaaten verabschiedet.

Fazit

Die am Entwicklungsdiskurs geäußerte Kri-
tik, er sei (zumindest in seiner hegemonialen
Ausprägung) eurozentrisch, entpolitisierend
und autoritär, erscheint durchaus stichhaltig.
Es ist jedoch deutlich geworden, dass diese
Kritik nicht spurlos an ihm vorübergegan-
gen ist. In Verbindung mit bestimmten hi-
storischen Veränderungen, wie der Krise des
Fordismus und dem Ende des Ost-West-
Konflikts, hat sie zu einer Transformation
des Entwicklungsdiskurses geführt.

Dennoch ist aus der Sichtweise der Post-
Development-Kritik an der Notwendigkeit
alternativer Inhalte und alternativer Begriffe
in dem mit „Entwicklung“ bezeichneten Be-
reich der Erforschung und Förderung von
Prozessen sozialen Wandels festzuhalten.
Zwar muss die Kritik nicht zwingend zu
einer Einstellung jeglicher Art von internatio-
naler Zusammenarbeit führen, eine Auseinan-
dersetzung mit ihr ist für eine progressive
Theorie und Politik jedoch unabdingbar – im
Norden wie im Süden.

Sachin Chaturvedi

Aufstrebende
Mächte als
Akteure der
Entwicklungs-
politik

E inige Entwicklungsländer zogen mit
ihrer wachsenden Wirtschaftskraft die

Aufmerksamkeit der G7-Länder, von denen
sie als „aufstrebende
Mächte“ (emerging
powers) oder auch
„Schwellenländer“ be-
zeichnet werden, auf
sich. Zu diesen Staaten
gehören China, Indien,
Brasilien und Südafri-
ka, auf die sich die fol-
genden Ausführungen
im Wesentlichen kon-
zentrieren werden.
Der Ausbau ihrer
Handelsbeziehungen mit anderen Entwick-
lungsländern und der Anstieg ihrer Investi-
tionen in Ländern des Globalen Südens führ-
ten dazu, dass auch ihr entwicklungspoliti-
sches Engagement stärker thematisiert wurde
– bewegen sich ihre Hilfsleistungen doch
mittlerweile in einer Größenordnung zwi-
schen 9 und 12 Milliarden US-Dollar. 1 Laut
Schätzungen werden sie bereits dieses Jahr
zehn Prozent der globalen Entwicklungshil-
feleistungen verantworten. 2 Obwohl sie seit
Jahrzehnten in der internationalen Entwick-
lungszusammenarbeit tätig sind, werden sie
als „aufstrebende“ oder „neue“ Geberstaaten
(emerging donors) bezeichnet.
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22 Frederick Cooper, Modernizing Bureaucrats,
Backward Africans, and the Development Concept, in:
ders./Randall Packard (eds.), International Deve-
lopment and the Social Sciences. Essays on the History
and Politics of Knowledge, Berkeley 1998, S. 64–92,
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Übersetzung aus dem Englischen von Dr. Daniel Kiecol,
Köln.
1 Vgl. Economic and Social Council (ECOSOC),
South-South and Triangular Cooperation. Improving
Information and Data, Background note for the UN
Development Cooperation Forum 2010, UN 2009.
2 Vgl. Financial Times vom 28. 3. 2007.
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